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DAS BRITISCHE PARTEIENSYSTEM UND DIE KRISE IN 

GROSSBRITANNIEN 

i. Aspekte der Krise 

1. Das britische politische System steckt in 

Schwierigkeiten 

Die wirtschaftlichen Probleme und politischen Ereignisse 

des vergangenen Jahrzehnts haben festgegründete Ansich-

ten und Lehrmeinungen über das britische Wahl-, Partei-

en» und Regierungssystem ins Wanken gebracht. Die Einbu-

ße der weltpolitischen Stellung Großbritanniens und die 

Auswirkungen des sichtbaren wirtschaftlichen Abstiegs, 

verschärft durch Ölkrise und weltweite Rezession, zei-

tigten destabilisierende Wirkungen: das politische Sy-

stem Großbritanniens schien nicht mehr in der Lage, 

tiefgreifenden Herausforderungen der Zeit mit den her-

kömmlichen Mitteln und über die institutionellen, tradi-

tionellen Mechanismen zu begegnen (Referendums vom Juni 

1975 und vom März 1979). Im Streikwinter 1978/79 sahen 

viele das Land am Rande der Unregierbarkeit angelangt, 

die Regierung Callaghan regierungsunfähig. Vielerlei 

Ursachen der "englischen Krankheit" wurden genannt: an 

erster Stelle die wirtschaftliche Misere, die Macht der 

Gewerkschaften, die britische Art und Weise der Sozial-

partnerschaft (industrial relations). Dem britischen 

Regierungssystem (dem
 1

 Zweiparteien-Parlamentarismus
 1
) 

attestierte man Lösungsunfähigkeit. Nicht Effektivität, 

Stabilität und Kontinuität der Politik sind - wie die 

70er Jahre anschaulich zeigten - Merkmale zeitgenössi-

scher britischer Regierungsweise; das Gegenteil ist der 
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Fall. Das Alternieren der Regierungen habe Sinn und 

Zweck verloren, das britische System sei in einer Sack-

gasse gelandet: Uber-Zentralisierung des staatlichen 

Lenkungsapparates und Über-Konzentration politischer 

Macht (vertikal und horizontal) ohne Ausbalancierung 

durch Gegengewichte, lassen die staatliche Autorität in 

Krisenzeiten ohne Halt; das "wahlwettbewerbsorientierte" 

Zweiparteiensystem leiste die Repräsentation wichtiger 

sozialer und politischer Interessen nicht mehr,' seine 

Transmissions- und Integrationsfähigkeit sei ungenügend. 

Auf dieser Stufe der historischen Entwicklung, gegen 

Ende der 70er Jahre, erschien das britische 'Zweipartei-

ensystem' unfähig, den gestiegenen Anforderungen an das 

politische System adäquate Lösungen anzubieten, auf die 

brennenden Fragen der Zeit zukunftsträchtige und lang-

fristig tragbare Antworten zu geben (Finer 1980). Der 

politische Handlungsspielraum und die politischen Spiel-

regeln wurden zunehmend von außer-parlamentarischen 

Kräften (mit)bestimmt (Mackintosh, 1977; Sharpe, 1977). 

Mag der eine oder andere 'Aspekt der britischen Krise' 

vorübergehender Natur gewesen, in anderen westlichen 

Systemen gleichermaßen in Erscheinung getreten sein 

Symptome einer Systemkrise sind unübersehbar. 

2. Die demokratische Legitimation britischer Re-

gierungen für weitreichende Reformen und um-

strittene Gesetze ist infrage gestellt 

Die Wahlen seit 1974 weckten Zweifel an der Legitimation 

von Einparteienregierungen. Beide maior parties erreich-

ten nur mäßige Stimmenanteile. Mit knapp bzw. weniger 

als einem Drittel der Aktivbürgerschaft hinter sich ist 

die Legitimationsbasis einer Regierung nicht breit ge-

nug. Es ist zu erwarten, daß aufgrund veränderten Wäh-

lerverhaltens und einer neuen Parteienkonkurrenz das 

britische Mehrheitswahlsystem nicht mehr wie so lange 

gewohnt - sozusagen geradezu automatisch - Stimmenmin-

derheiten in Mandatsmehrheiten transformiert, Einpartei-

enregierungen garantiert. Nach neuesten Umfragen dürfte 
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die 1987 erwartete Unterhauswahl keiner Partei eine 

Mehrheit geben, sondern mit einem 'hängenden Parlament
1 

enden. Die Zeit einer stabilen "bipolaren Balance" zwi-

schen Arbeiterpartei und Konservativer Partei scheint 

vorüber. Stattdessen kennzeichnen aufgeweichte Wähler-

strukturen, Unbeständigkeit der Wähler, Wählerschwund 

bei beiden großen Parteien eine neue Lage. 

Daß die politischen Entscheidungen der Regierung heute 

im wesentlichen aus einem öffentlich nicht kontrollier-

baren Zusammenspiel von Ministern, Ministerialbeamten 

und Gruppenvertretern hervorgehen, und diese Entschei-

dungen in Großbritannien dann - falls Gesetze notwendig 

sind - dem Parlament als vollzogene Tatsache präsentiert 

werden, erklären einige damit, daß das 'Zeitalter des 

Korporatismus' gekommen sei. Warum sind für die Über-

mittlung gesellschaftlicher Interessen, Wünsche und Be-

dürfnisse von den Bürgern und Gruppen zu den politischen 

Herrschaftsträgern die Interessengruppen heute wirksamer 

als die Parteien? Eine Erklärung liegt in der Schwäche 

der Parteiendemokratie, liegt in - vergleichsweise 

unterentwickelten Parteistrukturen in Großbritannien. 

Eine Analyse der Herausformung des britischen politi-

schen Systems zeigt eine enge Verflechtung zwischen 

wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und institutionel-

ler Entwicklung. Das britische System ist an einem ent-

scheidenden Punkt seiner Geschichte: mehr Korporatismus 

oder mehr Parteiendemokratie? 

II. Parteiendemokratie im britischen System 

In seiner heutigen Konfiguration entstand das britische 

Parteiensystem in der Zeit zwischen den Weltkriegen. Es 

war das Ergebnis der besonderen ökonomischen und sozia-

len Verhältnisse der Zwischenkriegsperiode, vor allem 

ein Ergebnis der Klassenbasis der britischen Politik. 

Das Wahlsystem hatte seinen Anteil. Das relative Mehr-

heitswahlsystem diente in der Nachkriegszeit den großen 
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Parteien gut, bescherte ihnen in den zwölf Wahlen von 

1945 bis 1983 elfmal eine absolute Hehrheit - sechsmal 

den Konservativen, fünfmal der Arbeiterpartei -, garan-

tierte Parteidisziplin im Unterhaus, begünstigte die 

großen und hielt die kleinen Parteien von jeder Beteili-

gung an der Regierungsmacht fern. 

1. Wahlen erfüllen zur Zeit nicht ihre Herrschaft 

legitimierende Funktion 

Das britische Wahlsystem liefert unter den gegebenen 

Bedingungen und Umständen nicht mehr die gewohnten Re-

sultate. Die delikate Balance, auf der das alternierende 

System beruhte, ging verloren. Die demokratische Legiti-

mation britischer Regierungen, die nur auf eine Unter-

stützung von knapp oder sogar weniger als einem Drittel 

der erwachsenen Briten zählen können, ist auf dieser 

Basis nicht zu begründen. Gewichtige soziale und politi-

sche Interessen sehen sich nicht repräsentiert. Der 

Funktionswandel von Wahlen in modernen politischen Sy-

stemen, nämlich nicht mehr ein Parlament, sondern (an 

erster Stelle) eine Regierung zu wählen, wobei die di-

rekte Wahl einer Regierung als Attribut einer fortge-

schrittenen Demokratie zu verstehen ist, gründet sich 

auf eine Wählermehrheit. Darin liegt das Dilemma, in dem 

sich die britische Demokratie befindet. Das Unvermögen 

der großen Parteien in einer langen Reihe von Wahlen, 

für ihre Politik eine Hehrheit der Wähler zu gewinnen, 

ist auch von weitreichender verfassungsrechtlicher Be-

deutung. Die electoral mandate theory wird davon be-

rührt: die Auffassung der demokratischen Legitimierung 

einer besonders umstrittenen und den Konsens der eta-

blierten Parteien sprengenden parteipolitischen bzw. 

wahlprogrammatischen Zielsetzung durch ein national 

mandate einer Mehrheit der Wählerschaft. Diese Grundvor-

aussetzung eines »Mandats
1
 wurde seit Ende des Zweiten 

Weltkrieges überhaupt nur in den Wahlen von 1955 und 

1959 mit 49,7% der abgegebenen gültigen Stimmen in etwa 

erfüllt. Aufgrund des Strukturwandels im Wählerverhalten 
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und neuer Parteienkonkurrenz wird in absehbarer Zeit 

keine der Parteien eine Stimmenmehrheit erreichen. 

Mit dem Wandel im Wählerverhalten dagegen schien nach 

der Wahl von 1974 die repräsentative Komponente des Sy-

stems gestärkt, die Situation zugunsten des Parlaments 

verändert. Die Wahlen vom Mai 1979 und Juni 1983 stell-

ten die nachgeordnete Rolle des Parlaments im policv-

making-process wieder her. Keine der beiden Vorderbänke 

im Unterhaus wünscht eine parlamentarische Kontrolle der 

Regierung, einen entscheidenden Einfluß des Parlaments 

auf die Gesetzgebung. Das institutionalisierte Parteien-

system garantiert diese Strukturen. 

2. Ein Wandel im Wählerverhalten und nachlassende 

Parteiidentifikation entsprechen dem Bedeutungs-

verlust des Zweiparteiensystems 

Das Zweiparteiensystem büßte bei den britischen Wählern 

an Unterstützung ein. In den Wahlen der 70er Jahre ist 

zutage getreten, daß sich das britische Parteiensystem 

in einem Umbruch befindet. Eine deutlich abnehmende 

Wahlbeteiligung, ein Rückgang der Zustimmung zu den ma-

jor parties, ein Nachlassen der Parteiidentifikation und 

Anwachsen der Wechselwähler wurden erkennbar. 

Dieser anhaltende Wandel im Wählerverhalten und in der 

Einstellung den Parteien gegenüber hat vielfache Gründe: 

u.a. sozialstrukturelle und gesellschaftliche Verände-

rungen, verstärktes kulturelles Eigenbewußtsein in 

Schottland und Wales, vor allem das Versagen der Regie-

rungen seit Macmillan, die wirtschaftlichen Probleme zu 

meistern. Die "Parteigängerschaft
f!
 schwächte sich in dem 

Maße ab, in dem beide Parteien nicht mehr vorwiegend 

bestimmte soziale Gruppen ansprachen, sondern ein 

möglichst breites Wählerspektrum (Volksparteisyndrom). 

Die Rolle der Parteien bei der Interessenaggregation und 

-transformation sowie der Umsetzung programmatischer 

Ziele in politische Handlungsalternativen hat in den 
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westlichen Demokratien allgemein an Gewicht verloren. In 

Großbritannien führte dieser Funktionsverlust zur Auflö-

sung von als dauerhaft angenommenen Strukturen politi-

schen Verhaltens: des Wählerverhaltens auf der Basis 

sozialer Klassen (class based voting). Unter dieser Be-

dingung gelang den Liberalen ein Einbruch in die Mit-

telschichten, den Konservativen ihrerseits diese Stim-

menverluste durch Zugewinne aus der Arbeiterschaft zu 

kompensieren. Obgleich in den letzten Wahlen noch etwa 

2/3 der Stimmen für die Labour Party aus der Arbeiter-

schaft kamen, waren es doch weniger als die Hälfte die-

ser Wählerschicht, wohingegen die Konservativen auf etwa 

70 % der Mittelschichten-Wähler zählen können. Das bri-

tische Zweiparteiensystem scheint mir vor allem durch 

die working class infrage gestellt. Die Ergebnisse der 

Wahlen seit Februar 1974 unterstreichen die These von 

der Auflösung der Klassenbasis für die britische Poli-

tik. An der 'Desorientierung
1
 der Wähler hatten beide 

großen Parteien Anteil. 

3. Ungenügende Parteiorganisationen, veraltete 

Strukturen und sinkende Parteimitgliedschaf-

ten sind Kennzeichen der britischen Parteien 

Nach einem Höhepunkt in den Jahren 1950 - 1955 sind die 

Wahlkreisaktivitäten der britischen Parteien in starkem 

Maße zurückgegangen, ist ihr (individueller) Mitglieder-

bestand auf etwa die Hälfte geschrumpft. Die Integrati-

onskraft der großen Parteien hat dadurch nachgelassen. 

In vielen Teilen Großbritanniens bestehen die Wahlkreis-

organisationen nur aus wenigen Aktiven. Trotz bleibender 

Unterschiede ähneln sich die Parteistrukturen. Das top 

down-Modell weist den Basisorganisationen die primäre 

Aufgabe zu, Dienste für das Parteihauptquartier und die 

Parteiführung zu erbringen. Diese dienende Funktion ist 

von den Local Labour Parties schwerlich zu erfüllen: 

lediglich in 1/4 aller Wahlkreise haben sie einen haupt-

amtlichen Mitarbeiter (Bei den Liberalen existiert ein 

agent nur in wenigen Wahlkreisen.). Für die sogenannten 
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major parties ist es sogar in Großstädten schwierig, ih-

re Organisationen aufrechtzuerhalten; der Arbeiterpartei 

fehlen zudem auf dem Land Hitglieder und Geld. Die Nati-

onal Union of Conservative and Unionist Assiciations 

kann heute etwa 1,5 Hill. Hitglieder (gegen 2,8 Hill. 

1951) anführen: die Zahl der individuellen Hitglieder 

der Labour Party wird verschiedentlich mit ca. 250.000 

(gegen eine Hillion 1951) angegeben; die Liberal Partv 

zählt nicht mehr als 150.000 in ihren Reihen; die Social 

Democratic Party kommt auf ca. 70.000. 

Der Hitgliederschwund hatte weitreichende Folgen. Hit 

schrumpfender Hitgliederzahl vergrößerte sich die ideo-

logische Kluft zwischen Parteiaktiven und Pariamentspar-

teien, verbreitete sich der Graben zwischen Parteimit-

gliedern und Wählerschaft. Die Kluft zwischen Parteifüh-

rung, Parteiaktiven und Parteimitgliedern führte in der 

Arbeiterpartei bereits zu Konsequenzen. Es ist denkbar, 

daß die Entfremdung der Arbeiterpartei von ihrer tradi-

tionellen Wählerschaft - teils als Folge der Radikali-

sierung der Parteibasis, teils als Folge der sich unter 

Wilson und Callaghan verschlechterten wirtschaftlichen 

und sozialen Lage Großbritanniens - und die derzeitige 

Wirtschafts- und Sozialpolitik der Konservativen Regie-

rung die Neuformierung politischer Kräfte und Neuformung 

der Parteienlandschaft inganggesetzt hat. 

Die verschiedenen Parteiebenen erfüllen ihre Aufgaben in 

großer Unabhängigkeit voneinander, ohne daß viel mehr 

als die rudimentärste Verbindung zwischen ihnen besteht. 

Ein Transfer von Personen und Ideen aus der Lokalpolitik 

in die 'große Politik' oder gar umgekehrt, findet kaum 

statt. Beträchtliche Widersprüche zwischen lokaler und 

nationaler Parteipolitik werden damit verständlich. 
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Der innerparteiliche Willensbildungsprozeß ent-

spricht nicht den Voraussetzungen demokratischer 

Parteiregierung 

Die Analyse der Willensbildungs- und Entscheidungspro-

zesse innerhalb der großen britischen Parteien führte 

Robert McKenzie (1955) zur Auffassung, daß sowohl in der 

Konservativen Partei als auch in der Arbeiterpartei (und 

bei den Liberalen) die Entscheidungsgewalt bei der Par-

teiführung liege, daß das top down model, mit seinem in-

nerparteilicher Demokratie entgegengesetzten Machtgefü-

ge, den britischen Parteien quasi vom Regierungssystem 

her verordnet sei. Die Macht des Premierministers, so 

die jüngste Argumentation, leitet sich im britischen 

System aus dem plebiszitären Charakter der Wahlen ab, 

werde durch die Stellung der Regierungschefs als Partei-

führer gestärkt und durch seine Patronage- und andere 

Machtmittel abgesichert. Die Unterentwicklung innerpar-

teilicher Demokratie in den britischen Parteien wurde 

damit begründet, daß zu weitgehende Mitbestimmung der 

Parteimitglieder die direkte demokratische Legitimation 

der Regierenden und die des Regierungshandelns durch die 

Wähler konterkariere. Diese Behauptung ist angesichts 

der neueren Entwicklung in Großbritannien noch fragwür-

diger geworden. Fraglos ist hingegen, daß der 'Zweipar-

teien-Parlamentarismus
 1
 britischer Art und das ihm mit 

zugrundeliegende relative Mehrheitswahlsystem sowohl die 

innerparteiliche Demokratie bei der Arbeiterpartei als 

auch den notwendigen Fortgang der Demokratisierung der 

Konservativen Partei, und damit den der politischen In-

stitutionen, eher hinderte als förderte. 

Kavanagh kommt in seiner Analyse zur Lage der Parteide-

mokratie in Großbritannien zu dem Ergebnis (Kavanagh 

1977), daß die britischen Parteien als Instrumente zur 

Formulierung, Diskussion und Präsentierung politischer 

Zielvorstellungen und deren Umsetzung in Regierungshan-

deln (bzw. Oppositionspolitik) eine nur geringe Rolle 

spielen. Das im vergangenen Jahrzehnt in Großbritannien 

erkennbar gewordene Verlangen der Parteibasis nach Par-

tizipation an den Entscheidungen der Parteiführungen 
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haben di ese zu lange nicht registriert, was mit zu dem 

folgenreichen Rückgang der Parteimitglieder und der Par-

teiaktivitäten in den Wahlkreisen geführt hat. Erst die 

Wahlniederlage der Labour Party im Mai 1979 gab bei ihr 

den (letzten) Anstoß für Schritte in Richtung auf eine 

Praxis innerparteilicher Willensbildung (Wahl des Par-

teiführers durch ein Wahlmännerkollegium der Gesamtpar-

tei, erneuter Kandidaturprozeß auch von Labour-Abgeord-

neten), wie sie von den Parteien in der Bundesrepublik 

verfassungsrechtlich gefordert und - mehr oder weniger -

nach dem Parteiengesetz (1967) praktiziert wird. Die 

Liberale Partei kennt in größerem Maße innerparteiliche 

Demokratie. Die Wahl Roy Jenkins zum Führer der neuen 

Sozialdemokratischen Partei unter Beteiligung aller Par-

teimitglieder per Briefwahl im Juli 1982 ist ein Zeichen 

dafür, daß ein neuer Reformprozeß in Gang gekommen war. 

Wann wird er fortgesetzt? 

5. Die Parteien weisen eklatante Funktionsdefizite 

auf 

Die britischen Parteien sind in ihrer effektiven Rolle, 

die sie im politischen Leben Großbritanniens spielen, 

verfassungsrechtlich nicht anerkannt. Innerparteiliche 

Demokratie wird nicht gefordert, öffentliche Parteienfi-

nanzierung ist nicht in Sicht. Die Parteizentralen ver-

fügen nur über einen kleinen Parteiapparat. Können die 

(extraparlamentarischen) Parteien die Aufgabe, langfri-

stige, gesamtgesellschaftliche Ziele (wirtschaftlicher, 

sozialer, institutioneller Art) zu formulieren, unter 

diesen Umständen überhaupt erfüllen? Die Erfüllung die-

ser zentralen Aufgabe politischer Parteien verlangt umso 

dringender nach neuen Kräften, als die Lösungskapazität 

des 'alten Systems' sich verringert, das Vertrauen in 

die 'alten Parteien' abgenommen hat. Kavanagh frug 1977 

mit Recht: Was sind die Parteien heute in Großbritan-

nien? Sind sie noch, auf den Nenner gebracht, Ausdruck 

von Interessen, Träger von Ideologien, Demokratie erst 

ermöglichende Organisationen der Massen - oder sind sie 
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Staatsorgane (Staatsparteien)? Besorgen sie noch Inter-

essen-Aggregation und -Selektion, die Strukturierung der 

öffentlichen Meinung, die Organisierung der Regierung? 

Sind sie Agenturen politischer Sozialisation? Was tun 

sie wirklich? 

Diese Fragen zielen auf das Demokratieverständnis der 

Parteien: sie sind Opfer der Vorstellung geworden, 

nichts weiter zu sein als Mechanismen zur wettbewerbsmä-

ßigen Produktion von Herrschenden (Johnson 1977). Das 

Frappierendste an der Konservativen Partei ist deren 

Theorielosigkeit. Flügelkämpfe, Unfruchtbarkeit, Ziello-

sigkeit: das sind Charakterzüge der Labour Party. Wel-

chen Weg die Partei gehen wird und welcher Art von ge-

sellschaftlicher Ordnung sie sich verpflichtet fühlt, 

ist nach der Abspaltung der 'Sozialdemokraten
1
 nicht 

klarer geworden. Theoretisch fundierte und langfristig 

orientierte Konzeptionen fehlen. Das Theoriedefizit der 

Labour Party aber ist nichts weiter als das logische 

Resultat innerparteilicher Prozesse, die - nach konti-

nentalen Standards - auf vorgestrigen Parteistrukturen 

und obskurer Delegiertenarithmetik der Parteitage basie-

ren. Deshalb spiegelt die Krise der britischen Arbeiter-

partei die Lage des parlamentarischen Systems Großbri-

tanniens insgesamt wider: verkrustete und sterile Struk-

turen konterkarieren notwendige Reformen. Die großen 

Parteien erfüllen die Funktion der Transmission von Wün-

schen und Bedürfnissen vom Bürger zum Staat ebensowenig 

wie es ihnen gelingt, den Konsens der Bürger für ihre 

Politik herzustellen: diese Parteien sind kein 'Verbin-

dungsstrang', kein Kommunikationsmedium zwischen Regie-

renden und Regierten, Wählern und Gewählten. Am Zustan-

dekommen dieser Funktionsdefizite hat das Wahlsystem 

Anteil. 
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6. Parteiendemokratie ist in Großbritannien unter-

entwickelt (Rose 1974) 

Die Rahmenbedingungen des Systems sind party politics 

nicht günstig. Parteienstaatliche Demokratie in Großbri-

tannien ist in jedem Falle von besonderer Art. Versteht 

man mit Leibholz unter einem liberal-demokratischen Par-

teienstaat einen Staat, in dem die politischen Parteien 

den Staat beherrschen, trifft die Kennzeichnung für 

Großbritannien nur beschränkt zu. Zweifellos sind die 

britischen Parteien unentbehrliche Bestandteile des po-

litischen Prozesses und Vehikel der Repräsentation seit 

über 100 Jahren, doch ist damit das britische Volk nicht 

zum alleinigen Schöpfer der politischen Wirklichkeit 

geworden. Leibholz spricht von einer "repräsentativen 

Demokratie besonderer Prägung in England, weil hier der 

Premierminister und das Kabinett die wichtigsten reprä-

sentativen Führungsaufgaben für sich beanspruchen" 

(Leibholz 1973). Es ist sicherlich so, daß das Parlament 

des 20. Jahrhundert seine klassische repräsentative 

Funktion nicht mehr erfüllen kann. Diese Entwicklung ist 

in Großbritannien jedoch nicht zugunsten der Parteiende-

mokratie verlaufen. Die britische Demokratie ist in der 

Realität nicht "zwangsläufig eine parteienstaatliche", 

weil der plebiszitäre Charakter von Wahlen in diese 

Richtung zeigt. Das Zweiparteiensystem (durch das rela-

tive Mehrheitswahlsystem solange gesichert) kann nicht 

mehr Vollstrecker des Willens der Briten sein. Ist nicht 

das sogenannte hvperneutralitv model des britischen 

Staatsdienstes eher der Gruppenpolitik und anonymen 

Herrschaft der Verbände günstig als der Parteipolitik 

förderlich, und hat es nicht der Entwicklung zum Partei-

enstaat entgegengewirkt? 

Größter Hemmschuh der Parteiendemokratie in Großbritan-

nien ist das strukturell bedingte Unvermögen und die 

unzureichenden Kapazitäten der Parteien in der Formulie-

rung langfristiger Ziele, zusammen mit dem Fehlen von 

Mechanismen zur Umsetzung solcher Parteiziele in prakti-

sche Regierungspolitik. Ansatzweise wurden von Heath 

(1970-1974) die ersten institutionellen Vorkehrungen 
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unter einer konservativen Regierung getroffen und mit 

political secretaries den Ministern Berater aus der Par-

tei beigeordnet (Die Thatcher-Regierung jedoch hat diese 

Neuerung nicht nachgeahmt). Liaison committees zwischen 

Regierung und Parteihauptquartier werden unter Labour-

Regierungen regelmäßig eingerichtet; doch deren Vor-

schläge und deren Arbeit erfährt wenig Aufmerksamkeit 

und noch geringere Beachtung. 

III. Reformüberlegungen 

1. Reform und Anpassung sind die britische Art 

der Krisenbewältigung 

Die enge Verbindung zwischen Sozialgeschichte und poli-

tischer Geschiche, der Zusammenhang zwischen ökonomi-

schem Wandel, Umwälzungen im Sozialgefüge, der Demokra-

tisierung des Wahlrechts und der Parteienentwicklung, 

läßt sich am Beispiel Großbritanniens besonders gut 

nachzeichnen. Reform und Anpassung waren die Vorausset-

zungen für Stabilität und Funktionsfähigkeit des sich 

entwickelnden britischen politischen Systems, nicht aber 

das relative Mehrheitswahlsystem. Auch für die 2. Hälfte 

des 20. Jahrhunderts gilt die Wechselwirkung zwischen 

ökonomisch-sozialer Entwicklung und Reformdruck. Neue 

Probleme verlangen nach neuen Antworten. 

2. Das britische System bedarf neuer politischer 

Dynamik 

Der britische Parlamentarismus, das 'Westminster-Model
1
, 

entsprach einer Konzeption und Praxis, die auf der Basis 

eines Zweiparteiensystems eine stabile, (führungs-) 

starke und effektive (Einparteien-)Regierung ermöglicht. 

Das britische Mehrheitswahlrecht galt als grundlegende 

Voraussetzung von Stabilität und Fotschritt, das Alter-

nieren der Regierung, die Chance des Machtwechsels, die 
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direkte Wahl der Regierung und das implizierte Mandat 

galt als demokratische Legitimationsgrundlage. Dieser 

Regierungstyp erschien vielen als der erfolgreichste 

entwickelter Industriegesellschaften. Diese Auffassung 

hat sich inner- und außerhalb Großbritanniens nun geän-

dert. Die Effektivität dieses Regierungstyps im Ver-

gleich mit der anderer westlicher Länder, die politische 

Dynamik des Gesamtsystems, wird heute bezweifelt. Insta-

bilität nicht Stabilität, Schwäche und nicht Stärke wer-

den nun diesem Regierungstyp bescheinigt. 

Auf den Begriff gebracht sieht die Mehrheit der Analyti-

ker und Kommentatoren im overload den passenden Namen 

für den Zustand des British government.Die 'Überlastung» 

und 'Uberforderung' des Staates, seines Gesetzgebungs-

und Lenkungsapparates, ist aber allgemein ein Phänomen 

fortgeschrittener demokratischer Industriegesellschaften 

und keine britische Besonderheit. Während die Thatcher-

Regierung darauf mit dem Abbau der im Verlaufe eines 

Jahrhunderts durchgesetzten staatlichen und sozialen 

Leistungen reagierte, eine Senkung des 'Erwartungshori-

zonts' verlangte, richten andere ihr Augenmerk auf das 

Zurückdrängen demokratisch nicht legitimierten Einflus-

ses, die dem Funktionieren der politischen Demokratie 

ebenso wie dem Durchsetzungsvermögen jeder Regierung im 

Wege stehen. Sozialdemokratische, konservative und libe-

rale Kritiker der Entwicklung zum "Prime Ministerial go-

vernment" in einem übermächtigen Zentralstaat befürchten 

sonst, daß die weitere Entwicklung entweder in die 'Un-

regierbarkeit' oder in die Sackgasse eines autoritären, 

demokratisch nicht mehr legitimierten (und legitimierba-

ren) Systems führen muß. 

In allen pluralistischen Systemen fortgeschrittener In-

dustriegesellschaften nimmt heute das Parlament - eine 

Ausnahme bildet der amerikanische Kongreß - im politi-

schen Entscheidungsprozeß nur eine nachgeordnete Positi-

on ein. Doch, kein Parlament eines vergleichbaren Landes 

hat einen so untergeordneten Status, ist so straff an 

den Zügeln der Regierung, wie das britische. Eine Ände-

rung ist von den 'herrschenden' Parteien und deren Eli-
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ten nicht zu erwarten. Nur der Sieg einer neuen dritten 

Kraft in der englischen Parteienlandschaft (der Libera-

len und Sozialdemokraten in einer Wahlkoalition) könnte 

einen Wechsel herbeiführen. 

3. Was muß sich alles ändern? 

In seiner Veröffentlichung zum britischen Parteiensystem 

kommt Samuel E. Finer (Finer 1980) zu dem Schluß: dieses 

Parteiensystem ist entschieden disfunktional. Wie läßt 

sich diese »Disfunktionalität
1
 beseitigen? Um mehr in-

nerparteiliche Demokratie zu erzielen, eine höhere Par-

tizipation zu erreichen, die Unterstützung einer breiten 

Hehrheit der Bevölkerung wieder zu gewinnen, schlägt 

Finer folgende Reformen vor: Selektion der Kandidaten 

durch alle Parteimitglieder (in einer Art von Vorwah-

len); Einführung der Verhältniswahl (und hierbei Stär-

kung der Rolle des Unterhauses), der Gesetzesinitiative 

und des Vetorechtes der Wahlbürger gegen Gesetze (popu-

lar initiative and veto). 

Nach der Februarwahl 1974 (Minderheitsregierung Wilsons) 

entwickelte sich unmittelbar eine intensive Diskussion 

über Fragen, die bis dahin in Großbritannien nur wenige 

berührt hatten: Dezentralisierung, Devolution (Teilauto-

nomie für Schottland und Wales), Wahlreform, Funktions-

fähigkeit des Zweiparteiensystems, Koalitionsregierun-

gen, Parteienfinanzierung, Großbritanniens Unregierbar-

keit, Gestaltung der Arbeitgeber-Arbeitnehmer Beziehun-

gen. Es gab noch weitergehende Therapievorschläge, radi-

kale Reformforderungen: eine geschriebene Verfassung, 

die Übernahme der limited government theory, die Erset-

zung des Oberhauses durch eine zweite gewählte Kammer, 

die Aufgabe der Vorstellung von der Souveränität und 

Omnipotenz des Parlaments. Wenn nicht die neuere Kon-

stellation im Kräftefeld der Parteien bei der nächsten 

Unterhauswahl zu einer reformfreudigen Mehrheit aus Li-

beralen und Sozialdemokraten führt, bleiben diese Re-

formvorschläge allesamt ohne jede Chance, weil sie die 
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derzeitige Machtstruktur verändern und die bisher 

gleichgewichtige Machtaufteilung zwischen der Arbeiter-

partei und den Konservativen wohl für immer beenden wür-

den. Zwar ist durch Gründung der »Sozialdemokratischen 

Partei'  (Social Democratic Party) Ende März 1981 erst-

mals seit den 20er Jahren wieder Bewegung in die mitt-

lerweile versteinerte Parteienlandschaft gekommen, doch 

muß sich erst erweisen, welche soziale Schicht in den 

Sozialdemokraten auf Dauer ihren politischen Ausdruck 

sucht, ihre Vertretung sehen wird, und ob die »Sozialde-

mokraten
1
 die Hürde der relativen Mehrheitswahl (in ei-

nem Bündnis mit den Liberalen) werden überspringen 

können; oder ob diese Hürde, wie die Geschichte diverser 

Spaltungen britischer Parteien (allen voran die der Li-

beralen) seit 1886 lehren mag, auch die jüngste Abspal-

tung bestrafen wird. 

Großbritannien hat nicht zuviel, es hat zu wenig an 

Demokratie. Weder durch die Wähler, noch die Parteien, 

noch das Parlament ist die Regierung kontrollierbar. 

Doch die demokratischen Strukturen Großbritanniens ent-

wickeln sich in der gegenwärtigen Phase der Geschichte 

nicht wie zu Zeiten der Wahlreformen und des Aufstiegs 

der Arbeiterpartei, obwohl die politische und soziale 

Repräsentation im Parlament erneut stark asymetrisch 

geworden ist. Die "zentrale Ursache der Regierungspro-

blematik hochindustrialisierter Demokratien" liegt im 

Falle Großbritanniens zu einem nicht unerheblichen Teil 

im institutionellen Bereich des Systems. 

Bringt eine Wahlreform die Lösung? 

Wahlrecht und politisches System wurden in Großbritan-

nien schrittweise demokratisiert. Die Wahlrechtserweite-

rungen des 19. Jahrhunderts standen Pate bei der Grün-

dung von Parteien, übten Druck auf die Parlamentspartei-

en Liberale/Whigs und Konservative/Tories aus, sich 

außerparlamentarische Organisationen aufzubauen, wollten 

sie im Kampf um Mandate weiter bestehen. Unentbehrliches 
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Werkzeug, um die neuen Wahlberechtigten politisch akti-

onsfähig zu machen, sollten die extraparlamentarischen 

Parteien nicht sein: sie sollten vielmehr der Parteifüh-

rung und den Parlamentsparteien für den Wahlkampf die-

nen. Mit dem Auftreten der Arbeiterpartei zu Beginn 

dieses Jahrhunderts schien der Funktionskatalog briti-

scher Parteien eine wesentliche Erweiterung zu erfahren. 

Die damals begonnene Entwicklung blieb später, als die 

Labour Party Regierungsverantwortung übernommen hatte 

und voll in das System integriert war, in den instituti-

onellen Strukturen des britischen Systems stecken. 

Die Bedeutung des Wahlrechts für die Herausformung mo-

derner politischer Systeme ist bekannt, der Einfluß in-

stitutioneller Mechanismen wie der des Wahlsystems auf 

Struktur und Charakter politischer Herrschaftssysteme 

unbestreitbar groß. Die Analyse der Wahlreformdebatten 

seit 1832 ergibt, daß sich alle an den Entscheidungen 

beteiligten politischen und gesellschaftlichen Kräfte 

dieser Tatsache bewußt gewesen sind. Im Gegensatz zu den 

Reformdebatten im 19. Jahrhundert steht heute die "bri-

tische Demokratie" zur Diskussion. Es wird gefragt, ob 

das britische Wahlsystem zwangsläufig zu autoritären 

Parteistrukturen, wie sie dem top down model der alten 

britischen Parteien tendenziell bislang eigen waren, 

führen mußte; ob gerade diese Strukturen die britischen 

Parteien als untauglich dafür ausweisen, "natürliche und 

nötige Teile der demokratischen Maschine" zu sein. 

Das Bild eines stabilen, bipolaren Parteiensystems, das 

die kontinentalen Anhänger des britischen Wahlsystems 

diesen unentwegt zugute hielten, zerstörten die Wahlen 

der 70er Jahre. Neue ökonomische, soziale und politische 

Bedingungen sorgten für einen durchaus dramatisch zu 

nennenden Wandel. Wird Großbritannien zu einem kontinen-

talen Wahlsystem - der Verhältniswahl - Zuflucht nehmen 

müssen, um seine politische Stabilität wieder zu gewin-

nen? In der aktuellen Diskussion inner- und außerhalb 

Großbritanniens die sich um die wirtschafts- und sozial-

politischen Probleme, um Regierbarkeit, das Parteiensy-

stem rankt, wurde die Frage nach dem Wahlsystem aufge-
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worfen. Die Liberalen, nach langer politischer Ohnmacht, 

wittern Morgenluft, schöpfen Hoffnung. Seit einem halben 

Jahrhundert kämpfen sie dafür; vorzugsweise für Verhält-

niswahl in Mehrmannwahlkreisen (single transferable vo-

te). Ein neues Parteiensystem entstünde. Das politische 

System Großbritanniens erhielte ein neues Gesicht; dem 

Parlament würde neues Leben eingehaucht, die Legitima-

tion staatlichen Handelns gestärkt, die Integration der 

Bürger durch vermehrte Repräsentation verstärkt. 
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